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Vorlage VG 2016/008 – Anlage 3 

 

Stellungnahmen der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (1) BauGB 

  
Im Folgenden sind die Inhalte der eingegangenen Stellungnahmen dargestellt und teilweise zusammengefasst: 

Behörde Vorgetragene Stellungnahme  
Stellungnahme Verwaltung 
und Abwägungsvorschlag 

 
Regierungspräsidium  
Tübingen 
Konrad-Adenauer-Straße 20 
72072 Tübingen 
 
Schreiben vom 30.09.2015 

 
Belange der Raumordnung 
Mit der 37. Änderung des Flächennutzungsplans der VVG Rottenburg sollen die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung eines 2. Sportplatzes in 
Starzach-Felldorf geschaffen werden. Parallel hierzu wird ein Bebauungsplan 
aufgestellt, zu welchem die höhere Raumordnungsbehörde am 10.07.2015 be-
reits Stellung genommen hat. 
 
Der geplante Sportplatz liegt innerhalb eines Regionalen Grünzugs als Vor-
ranggebiet nach dem Regionalplan Neckar-Alb 2013. Diese sollen nach PS 
3.1.1 Z (3) von Besiedlung und anderen funktionswidrigen Nutzungen freigehal-
ten werden. In den Regionalen Grünzügen sind bauliche Anlagen, die eine wei-
tere Versiegelung bedingen, nicht zulässig. Die geplante Grünfläche mit der 
Zweckbestimmung Sportplatz ist mit dem Regionalen Grünzug grundsätzlich 
verträglich. Im Bebauungsplanverfahren ist festzulegen, dass bauliche Anlagen 
nicht errichtet werden dürfen. 
 
Der geplante Sportplatz liegt außerdem in einem Vorranggebiet für Natur-
schutz und Landschaftspflege. Nach PS 3.2.1 Z (3) des Regionalplans sind 
Gebiete, die für die Erhaltung einer artenreichen und standorttypischen Pflan-
zen- und Tierwelt und damit für die längerfristige Sicherung landschaftlicher 
Eigenarten sowie für die Regenerationsfähigkeit des Naturhaushalts eine be-
sondere Bedeutung haben, zusammenhängend im Verbund zu schützen. Sie 
sind als Vorranggebiete für Naturschutz und Landschaftspflege festgelegt und in 
der Raumnutzungskarte dargestellt. In den Vorranggebieten für Naturschutz und 
Landschaftspflege sind andere raumbedeutsame Nutzungen und Funktionen 
ausgeschlossen, soweit sie mit den vorrangigen Nutzungen, Funktionen oder 
Zielen der Raumordnung bezüglich Naturschutz und Landschaftspflege nicht 
vereinbar sind.  
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Das Vorranggebiet zeichnet vorliegend das Landschaftsschutzgebiet nach. Für 
die Realisierung des Vorhabens über eine entsprechende Bauleitplanung ist 
auch die Aufhebung des LSG an dieser Stelle notwendig (Zuständig für die Auf-
hebung des LSG ist die Untere Naturschutzbehörde beim LRA Tübingen).  
 
Im weiteren Bauleitplanverfahren ist deshalb nachzuweisen, dass keine natur-
schutzfachlich relevanten Gründe dem Vorhaben entgegenstehen und eine 
Rücknahme an dieser Stelle fachlich verträglich ist. 
 
Unabhängig von der Möglichkeit, das LSG an dieser Stelle zu ändern, ist darzu-
legen, dass die Funktionen des Vorranggebiets durch das Vorhaben nicht beein-
trächtig werden. Nur dann ist nicht von einem Zielverstoß auszugehen. Aller-
dings sind die fachlichen Fragestellungen in diesem Fall vergleichbar. 
 
 
Belange des Forsts 
Waldflächen innerhalb FNP 
Von der geplanten FNP-Änderung ist nach derzeitigem Stand ca. 1,5 ha Wald-
fläche betroffen. Es handelt sich um ein ca. 80 jähriges Buchen-Baumholz mit 
Naturverjüngung von Laubholz auf einem Großteil der Fläche. Besondere Wald-
funktionen oder Waldbiotope sind nicht kartiert. Im Westen des Plangebietes fällt 
das Gelände deutlich ab, so dass die Herstellung eines Spielfeldes inkl. Spiel-
feldumgebung erhebliche Eingriffe in den Boden erfordern wird. 
Da Standortsalternativen innerhalb von Felldorf geprüft und verworfen wurden, 
hat die höhere Forstbehörde in der Stellungnahme zum BBP-Verfahren vom 
10.07.2015 um Darlegung gebeten, inwiefern eine flächenschonendere Umset-
zung (kleinere Spielfeldabmessung und damit reduzierte Waldflächeninan-
spruchnahme) bei den Planungen realisiert werden kann. Da dies im noch vor-
zulegenden Umweltbericht abzuarbeiten ist, wird die betroffene Waldfläche von 
1,5 ha als zunächst noch vorläufig angenommen. Die aus forstlicher Sicht erfor-
derlichen Anforderungen an den Umweltbericht wurden in der Stellungnahme 
zum BBP-Verfahren dargelegt. Da die relevanten Inhalte des Umweltberichts 
zum BBP in die Begründung zur punktuellen FNP-Änderung aufgenommen wer-
den sollen, verzichten wir an dieser Stelle auf die Wiederholung der Anforderun-
gen.  
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Rechtliche Grundlagen 
Laut Planunterlagen weist der Geltungsbereich des FNP folgende regionalplane-
rische Betroffenheiten auf: Regionaler Grünzug (VRG) und Vorranggebiet für 
Naturschutz und Landschaftspflege. Sollen in einem Bauleitplan für Waldflächen 
anderweitige Nutzungen - hier „Grünfläche“ dargestellt oder festgesetzt werden, 
so ist gemäß § 10 Landeswaldgesetz (LWaldG) die Erteilung einer Umwand-
lungserklärung durch die höhere Forstbehörde Voraussetzung für die Genehmi-
gungsfähigkeit des FNP. Die Umwandlungserklärung wird durch die höhere 
Forstbehörde dann erteilt, wenn die Voraussetzungen für eine Umwandlungsge-
nehmigung nach § 9 LWaldG vorliegen und die Erteilung einer Umwandlungs-
genehmigung in Aussicht gestellt werden kann. Gemäß § 9 Abs. 2 LWaldG soll 
die Genehmigung dann versagt werden, wenn die Umwandlung mit den Zielen 
der Raumordnung und Landesplanung nicht vereinbar ist oder die Erhaltung des 
Waldes überwiegend im öffentlichen Interesse liegt. Insofern ist zunächst eine 
abschließende Klärung der raumordnerischen Belange erforderlich, bevor eine 
endgültige Aussage zur erforderlichen Waldumwandlungsgenehmigung/-
erklärung getroffen werden kann. 
 
Ein Antrag der Gemeinde Starzach auf Erteilung der Umwandlungserklärung für 
den BBP liegt der höheren Forstbehörde bereits vor. Da die Abgrenzungen des 
BBP- und FNP-Geltungsbereiches identisch sind, muss für den FNP kein ge-
sonderter Antrag gestellt werden. Sobald die raumordnerischen Rahmenbedin-
gungen geklärt sind, werden wir den Antrag bearbeiten und der Stadt Rotten-
burg eine entsprechende Bestätigung auch für den FNP zukommen lassen, da-
mit dieser Rechtskraft erlangen kann. 
 
 
Belange des Straßenwesens 
Keine Einwendungen. 
 
 
 
Belange des Naturschutzes 
Das Referat 55 kann mangels naturschutzrelevanter Untersuchungen derzeit 
keine inhaltliche Aussage treffen. 
Auf die Vorbehalte unter Punkt 1. Belange der Raumordnung wird Bezug ge-
nommen. 
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Regionalverband Neckar-Alb  
Löwensteinplatz 1 
72116 Mössingen  
 
Schreiben vom 22.09.2015 
 

Mit der Änderung des Flächennutzungsplans der vereinbarten Verwaltungsge-
meinschaft der Stadt Rottenburg am Neckar mit den Gemeinden Hirrlingen, 
Neustetten und Starzach sollen die Voraussetzungen für die Erweiterung der 
bestehenden Sportanlage am westlichen Ortsrand von Starzach-Felldorf ge-
schaffen werden. In der Raumnutzungskarte des Regionalplans 2013 ist an der 
Stelle des geplanten Sportplatzes ein Vorranggebiet „Regionaler Grünzug“ so-
wie ein Gebiet für Naturschutz und Landschaftpflege (VRG) festgelegt. 
 
Mit Schreiben vom 03.07.2015 haben wir im Rahmen der Bebauungsplanverfah-
ren „Sportplatz Felldorf“ eine Stellungnahme mit folgendem Fazit abgegeben: 
 
„Bedenken grundsätzlicher Art bezüglich des regionalen Grünzugs (VRG) kön-
nen zurückgestellt werden. Zum einen konnte durch die Gemeinde Starzach und 
den Sportverein das öffentliche Interesse für das Vorhaben dargelegt werden. 
Es konnte nachgewiesen werden, dass es keine bessere oder gleichwertige 
Alternativfläche für die Sportanlage gibt. Da im Zusammenhang mit dem zweiten 
Spielfeld keine baulichen Anlagen (Gebäude) geplant sind, sind zudem die Ziele 
der Raumordnung bzgl. des regionalen Grünzugs nicht berührt. Das Vorhaben 
ist somit mit dem regionalen Grünzug vereinbar.“  
 
„An dieser Stelle ergeben sich aufgrund der geplanten Eingriffe Bedenken prin-
zipieller Art, da das Gebiet für Naturschutz und Landschaftspflege durch ein 
Landschaftsschutzgebiet begründet ist. Nach Kenntnis des Regionalverbands 
stellt das Landratsamt Tübingen eine Überprüfung der Schutzwürdigkeit des 
LSG in diesem Bereich in Aussicht. Sofern die untere Naturschutzbehörde (ggf. 
auf der Basis von Untersuchungen Dritter) feststellt, dass keine naturschutzfach-
lichen Gründe gegen die Ausgrenzung der Vorhabenfläche aus dem LSG spre-
chen und naturschutzfachliche Ziele gemäß dem Plansatz 3.1.1 Z (3) nicht be-
troffen sind, ist eine Vereinbarkeit des Vorhabens auch mit dieser raumordner-
ischen Festlegung gegeben; die Bedenken entfallen in diesem Falle. Über den 
naturschutzfachlichen Beitrag befindet die untere Naturschutzbehörde“. 

Wir bitten um Beteiligung am weiteren Verfahren und Unterrichtung über das 
Ergebnis.   
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